
DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
November 2005

52

�ffentliche Finanzen �ffentlicher Gesamthaushalt

Die Lage der deutschen Staatsfinanzen ist im

laufenden Jahr �ußerst angespannt geblie-

ben. Die staatliche Defizitquote d�rfte sich

etwa in der Gr�ßenordnung des Vorjahres

(3,7%) bewegen. Sie wird damit zum vierten

Mal in Folge oberhalb der 3%-Grenze liegen.

Dabei wird die Konjunktur aus heutiger Sicht

die staatlichen Haushalte noch etwas st�rker

als im Vorjahr belasten. Sofern der Verkauf

von Anspr�chen der Postpensionskasse in der

Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge-

samtrechnungen nicht defizitsenkend erfasst

wird, werden einmalige und vor�bergehende

Effekte die Defizitentwicklung kaum beein-

flussen. Die Verbuchung dieser Transaktion ist

gegenw�rtig allerdings noch umstritten. Ins-

gesamt gesehen wird sich im laufenden Jahr

die strukturelle (also die um konjunkturelle

und andere tempor�re Effekte bereinigte) De-

fizitquote nicht wesentlich ver�ndern. Die

staatlichen Schulden werden weiter stark zu-

nehmen, nachdem sie in der f�r das europ�i-

sche Haushalts�berwachungsverfahren rele-

vanten Abgrenzung am Jahresende 2004 be-

reits bei 66,4% des Bruttoinlandsprodukts

(BIP) lagen.1)

Die staatlichen Einnahmen k�nnten in Rela-

tion zum BIP weitgehend unver�ndert blei-

ben. Zwar f�hrt die zu Jahresbeginn in

1 Im europ�ischen Haushalts�berwachungsverfahren
wird im laufenden Jahr bei der Ermittlung der Defizit-
und Schuldenquoten noch das BIP ohne Ber�cksichtigung
unterstellter Bankdienstleistungen (FISIM) zu Grunde ge-
legt. Die hier ausgewiesenen Quoten liegen deshalb h�-
her als bei Ermittlung auf Basis des vom Statistischen
Bundesamt gem�ß Rechenstand August 2005 ver�ffent-
lichten BIP (Defizitquote 2004 rundungsbedingt in beiden
F�llen 3,7%, Schuldenquote 66,4% anstatt 65,5%).
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Kraft getretene letzte Stufe der Steuerreform

nochmals zu Ausf�llen bei der Einkommen-

steuer. Dar�ber hinaus entwickeln sich die

Bemessungsgrundlagen von Sozialversiche-

rungsbeitr�gen, Lohnsteuer und Verbrauch-

steuern schwach. Dem steht aber ein starker

Zuwachs der gewinnabh�ngigen Steuern

gegen�ber. Mehreinnahmen ergeben sich

zudem aus der neu eingef�hrten LKW-Maut

und den Subventionsr�ckzahlungen der

Landesbanken.

Auf der Ausgabenseite steigen einerseits die

Aufwendungen f�r Personal und Alterssiche-

rung nur verh�ltnism�ßig wenig an. Zudem

entwickeln sich die Zinsausgaben trotz der

schnell steigenden Staatsschulden auf Grund

der g�nstigen Finanzierungsbedingungen

weiterhin sehr ged�mpft. Andererseits d�rf-

ten die Zuf�hrungen an den EU-Haushalt und

die Gesundheitsausgaben wieder merklich

wachsen und vor allem die arbeitsmarkt-

bedingten Aufwendungen stark zunehmen.

Neben der Arbeitsmarktentwicklung schl�gt

sich hier nieder, dass die unter dem Begriff

„Hartz IV“ zusammengefassten Reformen

entgegen den urspr�nglichen Erwartungen

auf Grund – nicht zuletzt aus den Neurege-

lungen resultierender – h�herer Empf�nger-

zahlen offenbar zu Mehrausgaben f�r den

Staat f�hren. Die Gesamtwirkung der Arbeits-

marktreformen bleibt wegen der unsicheren

Datenlage allerdings weiterhin schwer einzu-

sch�tzen. Mehrausgaben beim Bund d�rften

zumindest teilweise Entlastungen bei den

anderen staatlichen Ebenen, insbesondere

den Gemeinden, gegen�berstehen.

F�r das kommende Jahr w�re auch ohne die

im Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnah-

men ein m�ßiger R�ckgang des Defizits zu er-

warten gewesen. Bei geltendem Recht h�tte

sich die volkswirtschaftliche Steuerquote

gegen�ber 2005 weiter stabilisiert, nicht zu-

letzt da im Gegensatz zu den Vorjahren keine

Steuersenkungen mehr angelegt waren. Den-

noch w�re die Einnahmenquote insgesamt

wohl etwas zur�ckgegangen, da sich die Be-

messungsgrundlage vor allem der Sozialversi-

cherungsbeitr�ge wie schon in den Vorjahren

schwach entwickeln d�rfte. Durch die Vorver-

legung des Abf�hrungstermins f�r die Sozial-

beitr�ge wird zwar die sonst notwendige An-

hebung des Beitragssatzes zur gesetzlichen

Rentenversicherung (bzw. alternative Konsoli-

dierungsmaßnahmen) vermieden. Da die Vor-

verlegung in der Abgrenzung der Volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnungen aber keinen

Einfluss auf das Defizit hat, f�llt dieses ent-

sprechend h�her aus. Auf der Ausgabenseite

ist zu erwarten, dass die Personalaufwendun-

gen vor dem Hintergrund der gem�ßigten

Lohnanpassungen im �ffentlichen Dienst und

eines weiteren Personalabbaus in absoluter

Betrachtung zur�ckgehen. Eine Entlastung

erfolgt weiterhin im Zusammenhang mit den

g�nstigen Finanzierungsbedingungen und

einer voraussichtlichen Nullrunde bei den

Renten.

Gleichwohl erfordern sowohl die nationalen

als auch die europ�ischen Haushaltsregeln

eine ambitioniertere Defizitr�ckf�hrung. Viele

Gebietsk�rperschaften werden auch im kom-

menden Jahr große Schwierigkeiten haben,

die regul�ren verfassungsrechtlichen Ober-

grenzen f�r die Kreditaufnahme einzuhalten.

2006 ohne
weitere
Maßnahmen
m�ßiger
Defizitr�ckgang

Einhaltung der
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europ�ischen
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erfordert
zus�tzliche
Maßnahmen
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Auch die im EG-Vertrag festgeschriebene

Obergrenze von 3% f�r die gesamtstaatliche

Defizitquote droht ohne weitere Maßnahmen

erneut �berschritten zu werden. Die f�r die

Korrektur des �berm�ßigen Defizits gew�hrte

Frist l�uft aber bereits im laufenden Jahr aus,

nachdem sie faktisch bereits einmal um ein

Jahr verl�ngert worden war. Auf Grundlage

des gelockerten Stabilit�ts- und Wachstums-

pakts k�nnte grunds�tzlich bei einer �ber-

schreitung des Referenzwertes im Jahr 2005

eine ung�nstiger als erwartete gesamtwirt-

schaftliche Entwicklung bei der Entscheidung

bez�glich der Versch�rfung des Verfahrens

ber�cksichtigt werden. Allerdings d�rfte hier-

mit allenfalls eine begrenzte �berschreitung

zu rechtfertigen sein. Zumindest wenn die

Defizitquote im laufenden Jahr erneut deut-

lich oberhalb der 3%-Grenze liegt, w�re eine

Versch�rfung des Defizitverfahrens geboten.

Nur so kann verhindert werden, dass bereits

kurz nach der Verabschiedung der �nderun-

gen des Paktes ein Pr�zedenzfall daf�r

geschaffen wird, dass die Defizitvorgaben f�r

viele Jahre ohne merkliche Konsequenzen

verletzt werden k�nnen. Der Referenzwert

f�r die Defizitquote sollte bereits im kommen-

den Jahr wieder eingehalten werden. Dies ist

eine gesamtstaatliche Aufgabe von Bund,

L�ndern, Gemeinden und den Sozialversiche-

rungen.

Im Rahmen der Koalitionsvereinbarungen von

CDU, CSU und SPD wurden umfangreiche fi-

nanzpolitische Beschl�sse f�r die neue Legis-

laturperiode gefasst (vgl. �bersicht auf S. 55).

Vor dem Hintergrund der kritischen Lage der

�ffentlichen Finanzen ist dabei die grunds�tz-

liche Zielrichtung des Koalitionsvertrages zu

begr�ßen, die staatlichen Haushalte zu kon-

solidieren. Der Einstieg in die F�deralismusre-

form, die Erh�hung des Renteneintrittsalters

und der angek�ndigte Subventionsabbau

sind wichtige Schritte in die richtige Richtung.

Dies gilt auch f�r die Beitragssatzsenkung bei

der Bundesagentur f�r Arbeit, die zumindest

teilweise durch schon zuvor beschlossene Aus-

gabenk�rzungen finanziert werden soll. Ins-

gesamt ist die im Koalitionsvertrag angelegte

finanzpolitische Strategie allerdings auch mit

deutlichen Vorbehalten zu versehen.

So ist der Umfang der Konsolidierung im

kommenden Jahr unzureichend. Im Jahr

2007 wird bei Umsetzung der angek�ndigten

Maßnahmen der im EG-Vertrag festgelegte

Grenzwert f�r die gesamtstaatliche Defizit-

quote zwar voraussichtlich erstmals wieder

deutlich unterschritten und eine erhebliche

Defizitr�ckf�hrung erreicht. Im Jahr 2006

werden aber die nationalen und europ�ischen

Haushaltsregeln nicht eingehalten und damit

ihre Glaubw�rdigkeit weiter geschw�cht. Es

ist h�chst problematisch, dass im kommen-

den Jahr die Nettokreditaufnahme des Bun-

des ansteigen und weit �ber die regul�re

Obergrenze der Verfassung hinausgehen soll.

Auch die Vorgaben des Stabilit�ts- und

Wachstumspakts werden nicht eingehalten.

Die geforderte strukturelle Konsolidierung

um mindestens 0,5% des BIP d�rfte 2006

nicht erreicht werden. Per saldo werden die

jetzt beschlossenen Maßnahmen voraussicht-

lich das gesamtstaatliche Defizit im Jahr 2006

kaum ver�ndern. Damit d�rfte auch die

Obergrenze von 3% f�r die Defizitquote er-

neut verfehlt werden. Dabei h�tte die kon-

junkturelle Entwicklung aus heutiger Sicht

Koalitions-
vereinbarungen
getroffen

Konsolidierung
2006 nicht aus-
reichend und ...
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Zentrale finanzpolitische Elemente des Koalitionsvertrages

In dem am 12. November 2005 vorgestellten Koali-
tionsvertrag einigten sich die Verhandlungsparteien
f�r die neue Legislaturperiode auf eine Vielzahl von
finanzpolitischen Maßnahmen und einige grundle-
gende Reformvorhaben. Die gewichtigsten Konsolidie-
rungsmaßnahmen sollen erst 2007 in Kraft treten. Im
Folgenden werden die f�r den Gesamtstaat zentralen
finanzpolitischen Elemente aufgef�hrt.

In den kommenden beiden Jahren sind mehrere de-
fizitsenkende Maßnahmen geplant:

– Einf�hrung eines grunds�tzlichen R�ckgriffsrechts
auf die Eltern von bis zu 25-j�hrigen Empf�ngern
von Arbeitslosengeld II und Einschr�nkung der Fi-
nanzierung des Erstwohnungsbezugs von Jugend-
lichen,

– Effizienzsteigerung durch verbesserte Verwaltungs-
abl�ufe und Organisationsstrukturen im Bereich
Hartz IV,

– K�rzungen bei den Verwaltungskosten des Bundes,

– Einsparungen des Bundes bei einzelnen F�rdertat-
best�nden,

– Ausgabenk�rzungen bei der Krankenversicherung
im Bereich Arzneimittel (Zwangsrabatt und Preismo-
ratorium, auf zwei Jahre befristet),

– Anhebung des Regelsatzes der Mehrwertsteuer um
drei Prozentpunkte auf 19% ab 2007,

– Abbau von Steuerverg�nstigungen mit Entlastungs-
volumen von 4 Mrd 5 beim Bund in 2007, das in Fol-
gejahren weiter ansteigt (beispielsweise Abschaf-
fung der Eigenheimzulage ab 2006, Abschaffung
der Mineral�lsteuerbefreiung f�r Biokraftstoffe,
Einschr�nkung Verlustverrechnung f�r Steuerspar-
fonds, Einschr�nkung Entfernungspauschale),

– Anhebung des Spitzensteuersatzes von 42% auf
45% f�r Einkommen �ber 250 000 5/500 000 5 f�r
Ledige/Verheiratete ab 2007 (gilt nicht f�r gewerb-
liche Eink�nfte),

– Neuregelung der Besteuerung von Kapitalertr�gen
und privaten Ver�ußerungsgewinnen,

– �berpr�fung der aktiven Arbeitsmarktpolitik,

– Hinnahme eines deutlichen Anstiegs des Beitrags-
satzes zur gesetzlichen Rentenversicherung auf vo-
raussichtlich 19,9% ab 2007, um gek�rzte Zahlun-
gen des Bundes auszugleichen. Auch die Beitrags-
s�tze zur gesetzlichen Krankenversicherung k�nn-
ten aus diesem Grund steigen,

– Verst�rkung der Umsatzsteuerbetrugsbek�mpfung.

Den Staatshaushalt belasten werden dagegen folgende
Mehrausgaben beziehungsweise Mindereinnahmen:

– Zus�tzliche Infrastrukturmaßnahmen,

– Dynamisierung der Leistungen der sozialen Pflege-
versicherung,

– Einf�hrung eines einkommensabh�ngigen Eltern-
gelds,

– Erh�hung degressiver Abschreibungen f�r Inves-
titionsg�ter (befristet bis Ende 2007)

– st�rkere Beg�nstigung von Betriebs�berg�ngen bei
der Erbschaftsteuer (sp�testens ab 2007),

– Einf�hrung beziehungsweise Ausweitung der
Steuererm�ßigungen bei Aufwendungen privater
Haushalte f�r haushaltsnahe Dienstleistungen, Er-
haltungs- und Modernisierungsmaßnahmen im
Haushalt und Kinderbetreuung,

– Senkung des Beitragssatzes zur Bundesagentur f�r
Arbeit um zwei Prozentpunkte ab 2007 auf dann
4,5%,

– Fortf�hrung der Investitionszulage.

L�ngerfristig wird sich entlastend auswirken, dass das
gesetzliche Renteneintrittsalter ab 2012 um einen Mo-
nat pro Jahr auf schließlich 67 Jahre angehoben werden
soll. Versicherte mit 45 oder mehr Pflichtbeitragsjahren
sollen aber weiterhin mit 65 Jahren eine Altersrente
ohne Abschl�ge beziehen k�nnen. Außerdem soll der
Entlastungseffekt des Nachhaltigkeitsfaktors bei der Be-
rechnung der Rentenanpassung nachgeholt werden,
wenn er in Jahren schwacher Entgeltentwicklung nicht
wirken konnte. Die Rentenreformen sollen wirkungs-
gleich auf die Beamtenversorgung �bertragen werden.
Kindererziehungsleistungen sollen durch h�here F�r-
derbetr�ge im Rahmen der Riester-Rente f�r ab 2008
geborene Kinder st�rker ber�cksichtigt werden.

Weiterhin werden im Koalitionsvertrag grundlegen-
dere Reformen im Laufe der Legislaturperiode ange-
k�ndigt. Neben der zum Teil bereits recht detailliert
ausgearbeiteten F�deralismusreform, die allerdings
noch um eine weitere Umgestaltung der Finanzverfas-
sung erg�nzt werden soll, gilt dies insbesondere f�r
die gesetzlichen Krankenversicherungen, die Einkom-
mens- und Unternehmensbesteuerung und Maßnah-
men zur Verbesserung der Arbeitsanreize f�r Gering-
verdiener.

Deutsche Bundesbank
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einer zeitlich gleichm�ßigeren Verteilung der

Konsolidierung und damit einem deutlichen

Schritt schon im kommenden Jahr nicht ent-

gegengestanden.

Die Konsolidierung soll per saldo in nur relativ

geringem Maße durch echte K�rzungen auf

der Ausgabenseite erfolgen. Zwar wird die

steuerliche Bemessungsgrundlage insbeson-

dere durch Reduzierung steuerlicher Aus-

nahmetatbest�nde verbreitert. Doch w�re

hier ein umfassenderer Ansatz m�glich gewe-

sen – auch wenn das Ziel, durch einen Abbau

von Verg�nstigungen eine grundlegende Ein-

kommensteuerreform zu finanzieren, nicht

aufgegeben werden sollte. Außerdem wird

die Wirkung dadurch geschm�lert, dass an

anderer Stelle neue Sondertatbest�nde ge-

schaffen werden. Der gr�ßte Teil der Konsoli-

dierung erfolgt �ber h�here Abgabens�tze.

Dies ist den l�ngerfristigen Wachstums- und

Besch�ftigungsbedingungen nicht f�rderlich.

Das jetzt vorgelegte Konsolidierungspaket

sollte als Einstieg in eine grundlegende Sanie-

rung der staatlichen Finanzen verstanden

werden. Mittelfristig ist das gesamtstaatliche

Defizit nach den Anforderungen des Stabili-

t�ts- und Wachstumspakts in struktureller Be-

trachtung um durchschnittlich mindestens

0,5% des BIP pro Jahr (gegenw�rtig rd.

11 Mrd 3) zu verringern, bis eine strukturell

etwa ausgeglichene Haushaltsposition er-

reicht ist. Außerdem ist die staatliche Schul-

denquote z�gig unter den Referenzwert von

60% zur�ckzuf�hren. Es ist daher wichtig,

mittelfristig zus�tzliche nachhaltige Einspa-

rungen bei den staatlichen Ausgaben vorzu-

nehmen. Die R�ckf�hrung der Staatsquote

darf keinesfalls aus den Augen verloren wer-

den, um das angestrebte Ziel eines ausgegli-

chenen gesamtstaatlichen Haushalts zu errei-

chen und auch die Abgabenbelastung wieder

senken zu k�nnen.

In zentralen Bereichen werden im Koalitions-

vertrag f�r die Legislaturperiode grundle-

gende finanzpolitische Reformen in Aussicht

gestellt. Dies gilt vor allem f�r die Bereiche

Einkommens- und Unternehmensbesteue-

rung, gesetzliche Krankenversicherung, Fi-

nanzverfassung und Erh�hung der Arbeits-

anreize f�r Geringverdiener. Hier bestehen

Chancen, dass die finanzpolitischen Rahmen-

bedingungen deutlich verbessert werden. Da-

bei kommt es darauf an, Eigenverantwortung

und Wettbewerb zu st�rken, die jeweiligen

Anreizstrukturen zu verbessern und die Trans-

parenz der Systeme zu erh�hen. Dazu geh�-

ren auch Tarifsenkungen bei einer weiteren

Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen

und eine St�rkung des �quivalenzprinzips bei

den Sozialversicherungen.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen2) der Gebietsk�rper-

schaften stiegen im dritten Quartal des lau-

fenden Jahres um knapp 3% gegen�ber dem

entsprechenden Vorjahrszeitraum. Ausschlag-

gebend hierf�r waren Zuw�chse bei den Ver-

2 In der haushaltsm�ßigen Abgrenzung. Einschl. der EU-
Anteile am deutschen Steueraufkommen, aber ohne die
f�r das dritte Quartal noch nicht bekannten Ertr�ge aus
den Gemeindesteuern.

... insgesamt
stark auf
Einnahmenseite
fokussiert

Mittelfristig
�ber Senkung
der Staatsquote
ausgeglichenen
Haushalt
anstreben

Reform der
�ffentlichen
Finanzen muss
auf der Agenda
bleiben

Steuer-
einnahmen
im dritten
Quartal deutlich
gestiegen
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anlagungssteuern und der Umsatzsteuer, die

den – vor allem durch die Tarifsenkung zu

Jahresbeginn bedingten – R�ckgang des

Lohnsteueraufkommens mehr als ausglichen.

Das g�nstige Ergebnis bei den Veranlagungs-

steuern spiegelt nicht zuletzt die positive Ge-

winnentwicklung wider. Die K�rperschaft-

steuereinnahmen wuchsen um 1 Mrd 3. Das

Kassenaufkommen der veranlagten Einkom-

mensteuer legte trotz der Tarifsenkung zu

(+ 1 Mrd 3), wobei eine niedrige Vorjahrsbasis

des Bruttoaufkommens und ein fortgesetzter

R�ckgang der Erstattungen an Arbeitnehmer

zusammentrafen. Unter den indirekten Steu-

ern stiegen die im Jahresverlauf recht volati-

len Umsatzsteuereinnahmen mit einem Plus

von knapp 4% kr�ftig, nachdem sie im ers-

ten Halbjahr auf ihrem Vorjahrsniveau

verblieben waren. Der R�ckgang bei der

Mineral�lsteuer, der vor dem Hintergrund der

Verbrauchsreaktionen auf die hohen Energie-

preise zu sehen ist, fiel mit 2% geringer aus

als in den vorangegangenen Quartalen. In-

folge der Tarifanhebung wuchsen die Tabak-

steuereinnahmen deutlich um 13 1�2 %, wobei

der Absatz versteuerter Zigaretten allerdings

weiterhin r�ckl�ufig war.

F�r das Gesamtjahr 2005 wird gem�ß der

neuen offiziellen Steuersch�tzung vom No-

vember mit einem Zuwachs des Steuerauf-

kommens (inkl. Gemeindesteuern) um 1,1%

gerechnet. Damit wurden die Erwartungen

trotz der etwas eingetr�bten Wachstums-

aussichten3) um 3 Mrd 3 angehoben (berei-

nigt um zwischenzeitliche Steuerrechts�nde-

rungen). Einerseits wurde das prognostizierte

Aufkommen der gewinnabh�ngigen Steuern

insgesamt (2 1�2 Mrd 3) sowie von Lohn-

(knapp 1 Mrd 3) und Umsatzsteuer (1�2 Mrd 3)

auf Grund der bisherigen relativ g�nstigen

unterj�hrigen Entwicklung nach oben korri-

giert. Andererseits wird vor allem bei der Mi-

neral�lsteuer von deutlichen Ausf�llen ausge-

gangen (– 1 Mrd 3). Die volkswirtschaftliche

Steuerquote (in der finanzstatistischen Ab-

grenzung) w�rde damit bei 20% verharren.

Auch f�r das kommende Jahr wurden

die Aufkommenserwartungen angehoben

(11�4 Mrd 3, bereinigt um zwischenzeitliche

Steuerrechts�nderungen). Dem Basiseffekt

aus der Revision f�r das Jahr 2005 steht aber

entgegen, dass die Entwicklung der zu

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj.

Steueraufkommen

1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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3 Die Bundesregierung erwartet f�r das Jahr 2005 ein
Wachstum des BIP von nominal 1,3% und real 0,8%.
Im Mai waren noch 1,6% bzw. 1% zu Grunde gelegt
worden. F�r 2006 wird eine Zunahme um nominal 1,8%
bzw. real 1,2% erwartet (Mai: 2,4% bzw. 1,6%).
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Grunde liegenden makro�konomischen Be-

messungsgrundlagen nun ung�nstiger einge-

sch�tzt wird als noch im Mai. Insgesamt er-

g�be sich ein Zuwachs des Steueraufkom-

mens um 2,1%. Die Steuerquote bliebe na-

hezu unver�ndert.

Noch nicht ber�cksichtigt sind dabei die Ver-

einbarungen aus dem Koalitionsvertrag von

CDU, CSU und SPD. Im kommenden Jahr

k�nnte sich der Einfluss der aufkommenssen-

kenden und -erh�henden Maßnahmen auf

die Steuereinnahmen in etwa ausgleichen.

Ab 2007 f�hren dann vor allem die Erh�hung

des Mehrwertsteuerregelsatzes um drei Pro-

zentpunkte auf 19%, aber auch die verschie-

denen Maßnahmen zur Verbreiterung der

Bemessungsgrundlagen der direkten Steuern

und der Abbau von Steuersubventionen

zu erheblichen Einnahmensteigerungen.

Diese werden zwar durch Steuererleichterun-

gen, die der Investitions- und Besch�ftigungs-

f�rderung dienen sollen (zeitweise Verbesse-

rung der Abschreibungsbedingungen f�r In-

vestitionsg�ter und Steuererm�ßigungen f�r

Aufwendungen privater Haushalte f�r haus-

haltsnahe Dienst- und Handwerksleistungen),

ged�mpft werden. Alles in allem wird es ab

2007 aber zu einer merklichen Erh�hung der

Steuerquote und – auch bei Ber�cksichtigung

der geplanten Senkung des Beitragssatzes zur

Bundesagentur f�r Arbeit – der Abgaben-

quote insgesamt kommen.

Bundeshaushalt

Das Defizit des Bundes fiel im dritten Quartal

2005 mit 4 1�2 Mrd 3 um 8 1�2 Mrd 3 niedriger

aus als zur gleichen Vorjahrszeit. Ausschlag-

gebend hierf�r war ein außerordentlich kr�fti-

ger Zuwachs der Einnahmen um gut 10 Mrd 3

(+ 18%). Das Steueraufkommen �bertraf das

Ergebnis vor Jahresfrist um 2 1�2 Mrd 3

(+ 4 1�2 %). Deutlich st�rker war allerdings der

Anstieg bei den sonstigen Einnahmen. Allein

die Darlehensr�ckfl�sse aus dem Ausland

wuchsen um 5 Mrd 3. Auch die Beteiligungs-

ver�ußerungen (5 1�2 Mrd 3) nahmen um

1 Mrd 3 zu. Weitere nennenswerte Mehr-

erl�se wurden aus dem im laufenden Jahr

eingef�hrten Aussteuerungsbetrag von der

Bundesagentur f�r Arbeit sowie aus der

LKW-Maut vereinnahmt. Auf der Ausgaben-

seite f�hrte der starke Mittelabfluss im Zu-

sammenhang mit der Hartz IV-Reform sowie

der im September geleistete vorgezogene

Bundeszuschuss an die Rentenversicherung

zwar ebenfalls zu einem Zuwachs. Dieser lag

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd 5

1. bis 3. Vierteljahr

Steuerart 2004 2005

Ver-
�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 88,4 85,1 – 3,8

Veranlagte
Einkommensteuer 0,4 3,7 .

K�rperschaftsteuer 9,4 10,9 + 16,3

Umsatzsteuer 101,9 103,2 + 1,3

darunter: 3. Vierteljahr

Lohnsteuer 29,4 28,2 – 4,1

Veranlagte
Einkommensteuer 3,1 4,2 + 31,8

K�rperschaftsteuer 2,7 3,8 + 38,7

Umsatzsteuer 34,0 35,3 + 3,8

Deutsche Bundesbank

Koalitionsbe-
schluss zielt auf
deutliche Mehr-
einnahmen ab
2007

Bundeshaushalt
im dritten
Quartal mit
tempor�ren
Mehreinnah-
men



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
November 2005

59

mit 3% aber weit unter dem Einnahmen-

anstieg.

Das im Haushaltsplan f�r 2005 veranschlagte

Defizit von fast 22 1�2 Mrd 3 k�nnte nach im

Sommer vorgelegten Sch�tzungen des Bun-

desfinanzministeriums um etwa 12 Mrd 3

�berschritten werden. Auf der Einnahmen-

seite wird nach der j�ngsten Steuersch�tzung

zwar mit Mehreinnahmen gegen�ber dem

Mai-Ergebnis von 1 Mrd 3 gerechnet. Im Ver-

gleich zum Haushaltsplan werden aber noch

immer Steuerausf�lle von gut 2 Mrd 3 erwar-

tet, die nicht zuletzt auf die schwache Ent-

wicklung der Bundessteuern zur�ckzuf�hren

sind. Dar�ber hinaus ist auch die Gewinnaus-

sch�ttung der Bundesbank um fast 11�2 Mrd 3

niedriger ausgefallen als veranschlagt. Zudem

k�nnte der Planansatz von gut 17 Mrd 3 f�r

Einnahmen aus Beteiligungsver�ußerungen

verfehlt werden. Die erheblichen Mehreinnah-

men aus Darlehensr�ckfl�ssen (nachdem Po-

len und Russland umfangreiche Schulden ge-

tilgt haben) k�nnten die Risiken bei den Priva-

tisierungserl�sen allerdings zum Großteil aus-

gleichen. Auf der Ausgabenseite sind erheb-

liche Mehrbelastungen gegen�ber dem Plan

aus der Zusammenlegung von Arbeitslosen-

und Sozialhilfe abzusehen. In den ersten drei

Quartalen betrug das Finanzierungsdefizit

des Bundes knapp 38 Mrd 3. Durch einen zu

erwartenden �berschuss im Schlussquartal

d�rfte es aber noch etwas zur�ckgehen.

Der im Sommer dem Bundeskabinett vorge-

legte, aber nicht beschlossene Haushaltsent-

wurf f�r 2006 wird in den n�chsten Monaten

�berarbeitet. Bisher sah er ein Defizit von

knapp 22 Mrd 3 vor. Die Verfassungsgrenze

f�r die Nettokreditaufnahme sollte durch Ver-

m�gensver�ußerungen in einer Gr�ßenord-

nung von gut 30 Mrd 3 formal eingehalten

werden. Nunmehr ist offenbar geplant, diese

Einnahmen auf rund 15 Mrd 3 zur�ck-

zuf�hren. Bei dem Haushaltsansatz f�r die

Steuereinnahmen gibt es nach der j�ngsten

Steuersch�tzung nur einen moderaten An-

passungsbedarf von knapp 1 Mrd 3. Auf der

Ausgabenseite d�rfte der Ansatz f�r das

Arbeitslosengeld II von gut 20 Mrd 3 trotz

der geplanten Entlastungsmaßnahmen von

3 Mrd 3 noch einmal deutlich angehoben

werden. Insgesamt soll nun eine Nettokredit-

aufnahme von 41 Mrd 3 veranschlagt wer-

den. Die investiven Ausgaben, die nach Arti-

kel 115 GG die Regelgrenze f�r die Neuver-

schuldung darstellen, w�rden damit um fast

20 Mrd 3 �berschritten. Eine Rechtfertigung

Mrd €

Mrd €

kumuliert
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2004

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.
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mit der Ausnahmeklausel des Grundgesetzes,

die eine �berschreitung zur Abwehr einer

St�rung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-

gewichts erm�glicht, ist angesichts des unter-

stellten realen Wirtschaftswachstums zweifel-

haft. Problematisch ist dabei nicht zuletzt,

dass trotz einer deutlichen Verfehlung der

Kreditobergrenze sogar ein Anstieg der Neu-

verschuldung gegen�ber dem voraussicht-

lichen Ergebnis f�r 2005 vorgesehen ist. Da-

gegen w�re eine entschlossenere Konsoli-

dierung der Bundesfinanzen bereits im kom-

menden Jahr dringend geboten.

Im Jahr 2007 soll die Verschuldungsgrenze

nach Artikel 115 GG wieder eingehalten wer-

den. In dem im Sommer vorgelegten Entwurf

f�r die mittelfristige Finanzplanung des Bun-

des war hier eine L�cke von 22 1�2 Mrd 3 aus-

gewiesen worden. Angesichts der Mehrbelas-

tungen aus der Hartz IV-Reform und der nun

schlechter eingesch�tzten gesamtwirtschaft-

lichen Wachstumsperspektiven wurde der

Handlungsbedarf bei betont vorsichtiger

Hochrechnung j�ngst sogar auf 35 Mrd 3

beziffert. Dieser soll zu rund 25 Mrd 3 �ber

Ausgabeneinsparungen und strukturelle

Mehreinnahmen gedeckt werden. Bei den

ausgabenseitigen Maßnahmen �berwiegen

allerdings Lastverschiebungen zu den Sozial-

versicherungen, ohne dass dort durch Ein-

sparungen ein Ausgleich geschaffen wird.

Damit sind Beitragssatzerh�hungen vorge-

zeichnet. So ist f�r die Rentenversicherung

bereits eine Anhebung f�r 2007 angek�n-

digt. Bei den Steuerverg�nstigungen ist ein

Abbau von gut 4 Mrd 3 geplant. Dar�ber

hinaus sollen Steuererh�hungen in einer

Gr�ßenordnung von 10 Mrd 3 zur Haushalts-

entlastung beitragen.

Neben den strukturellen Maßnahmen sollen

im Jahr 2007 auch 10 Mrd 3 aus Verm�gens-

ver�ußerungen dazu beitragen, die Verschul-

dungsgrenze einzuhalten. Offenbar ist ge-

plant, Forderungen des ERP-Sonderverm�-

gens zu verkaufen. Eine solche Verwertung

setzt freilich auch die �bernahme der Ver-

bindlichkeiten dieses Fonds in die Bundes-

schuld voraus. Die verfassungsm�ßige Ver-

schuldungsgrenze w�rde damit allenfalls rein

formal eingehalten. Um die strukturelle Kon-

solidierung des Bundeshaushalts fortzuf�hren

und die Abgabenbelastung k�nftig wieder

senken zu k�nnen, sind in den n�chsten Jah-

ren umfangreiche Einsparungen notwendig.

Haushalte der L�nder

Im dritten Quartal 2005 verzeichneten die

L�nder ein Finanzierungsdefizit von 6 1�2 Mrd 3.

Gegen�ber der gleichen Vorjahrszeit bedeu-

tete dies einen Zuwachs um 11�2 Mrd 3. Zwar

kam es zu einem leichten Anstieg des Steuer-

aufkommens, doch blieben die Einnahmen

insgesamt hinter ihrem Vorjahrsstand zur�ck.

Bei den Ausgaben wird dagegen trotz eines

leichten R�ckgangs der Personalausgaben ein

Zuwachs von insgesamt 1% ausgewiesen.

Die f�r das laufende Jahr geplanten Rekapita-

lisierungen einiger Landesbanken nach den

von der EU angeordneten umfangreichen

Beihilfer�ckzahlungen um die letzte Jahres-

wende haben hierzu jedoch offenbar noch

nicht beigetragen. Bei Ber�cksichtigung vor

allem der umfangreichen Anpassungen in

den Nachtragshaushalten Schleswig-Holsteins

Defizitr�ck-
f�hrung 2007
vor allem durch
einnahmen-
seitige
Maßnahmen

Auch 2007
noch R�ckgriff
auf Verm�gens-
ver�ußerungen

L�nderdefizit
im dritten
Quartal
gestiegen
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und Nordrhein-Westfalens sehen die Haus-

haltspl�ne statt einer zuvor veranschlagten

Defizitr�ckf�hrung von 25 Mrd 3 (2004) auf

23 1�2 Mrd 3 nunmehr einen Kreditbedarf von

27 Mrd 3 vor.

Auch f�r 2006 wird bisher keine nennens-

werte Verringerung der Defizite geplant. Wie

im laufenden Jahr d�rften Niedersachsen,

Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein,

die ohne die nunmehr geplanten Entlastungs-

maßnahmen f�r die gesamte laufende Legis-

laturperiode eine �berschreitung der Regel-

grenzen f�r die Nettokreditaufnahme ange-

k�ndigt hatten, sowie Berlin, Bremen, Hessen

und das Saarland kaum die verfassungsm�ßi-

gen Grenzen der Neuverschuldung einhalten

k�nnen. Andere L�nder greifen daf�r auf um-

fangreiche Verm�gensver�ußerungen zur�ck.

Den meisten der ostdeutschen L�nder d�rfte

es auch im kommenden Jahr kaum gelingen,

die sachgerechte Verwendung der Sonderbe-

darfs-Bundeserg�nzungszuweisungen nach-

zuweisen, da die Nettokreditaufnahme hier

keinen dazu ausreichenden Abstand zur Ver-

fassungsgrenze aufweist. Insgesamt ist auch

die Finanzlage der Bundesl�nder �ußerst un-

befriedigend. Auf Grund des Koalitionsvertra-

ges ist zwar im Jahr 2007 mit f�hlbar h�heren

Steuereinnahmen der L�nder zu rechnen.

Gleichwohl d�rften einige L�nder weiterhin

Probleme haben, die verfassungsm�ßigen

Obergrenzen f�r die Kreditaufnahme einzu-

halten.

Kommunale Haushalte

F�r die Gemeindehaushalte liegen bisher nur

Zahlen f�r das erste Halbjahr vor. Bis dahin

konnte das Finanzierungsdefizit um 1�2 Mrd 3

auf knapp 4 Mrd 3 reduziert werden. Die Ein-

nahmen stiegen um 2 1�2 %. Dabei wuchs das

kommunale Steueraufkommen um 7%. Da-

gegen wurden die Schl�sselzuweisungen der

L�nder um 5 1�2 % gek�rzt. Zuweisungen im

Zusammenhang mit der Hartz IV-Reform

brachten den Gemeinden zus�tzliche Einnah-

men von fast 2 Mrd 3. Auf der Ausgabenseite

betrug der Zuwachs gut 11�2 %. Bei den Sach-

investitionen hat sich aber der deutliche R�ck-

gang weiter fortgesetzt (– 8 1�2 %).

Ausschlaggebend f�r die Zunahme der Ge-

samtausgaben war der Anstieg der Aufwen-

dungen f�r soziale Leistungen um 8 1�2 %, in

dem sich die �bernahme der Kosten f�r

Unterkunft und Heizung der Empf�nger von

Arbeitslosengeld II widerspiegelt. Vergleicht

Marktm�ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk�rperschaften

Mrd 5

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2004 + 72,3 + 70,7 – 16,8 + 66,8
darunter:

1. Vj. + 45,3 + 34,6 + 4,1 + 26,6
2. Vj. + 8,2 + 14,6 – 9,6 + 1,5
3. Vj. + 17,6 + 17,1 – 0,9 + 24,4
4. Vj. + 1,2 + 4,4 – 10,4 + 14,3

2005
1. Vj. + 26,7 + 17,3 + 7,5 + 24,9
2. Vj. + 8,2 + 13,4 – 6,3 + 27,3
3. Vj. ts) + 15,4 + 17,7 – 3,0 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
st�rkungs- und Geldmarktkredite.

Deutsche Bundesbank
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man den Zuwachs der Sozialausgaben (der je

nach Bundesland stark variiert) mit den Er-

stattungen f�r die Leistungsbeteiligung, er-

gibt sich bis zur Jahresmitte eine Entlastung

der kommunalen Haushalte (ohne die der

Stadtstaaten) um rund 1�2 Mrd 3. Auf der

Grundlage des im letzten Jahr von Bund und

L�ndern einvernehmlich beschlossenen Sche-

mas f�r Berechnungen zur �berpr�fung der

Entlastung der kommunalen Haushalte (das

Arbeitslosengeld II-Empf�nger ohne vorheri-

gen Bezug von SGB III-Leistungen grunds�tz-

lich als vormalige Sozialhilfebezieher einstuft

und von der Weitergabe der erwarteten re-

formbedingten Ersparnisse der L�nder an die

Kommunen ausgeht) weist der Revisionsbe-

richt der Bundesregierung vom Oktober ein-

schließlich der Bundesbeteiligung an den

Unterkunftsleistungen f�r das Gesamtjahr

eine Besserstellung der Gemeinden (einschl.

der Stadtstaaten) um 6 Mrd 3 aus.

Sozialversicherungen

Rentenversicherung

Das Defizit der gesetzlichen Rentenversiche-

rung lag im dritten Quartal 2005 mit 1 Mrd 3

um 1�2 Mrd 3 niedriger als ein Jahr zuvor. Aus-

schlaggebend hierf�r ist, dass der Bund im

September Zusch�sse im Umfang von fast

1 Mrd 3 vorgezogen ausgezahlt hat. Nach-

dem die Finanzreserven im Jahresverlauf auf-

gebraucht worden waren, war dies notwen-

dig geworden, um die laufende Zahlungs-

f�higkeit der Rentenversicherungstr�ger auf-

recht zu erhalten. Die gesamten Einnahmen

sind allein deshalb gestiegen (+ 11�2 %). In der

Folge werden im Schlussquartal die jahres-

zeitlich �blichen �bersch�sse allerdings be-

deutend kleiner ausfallen, weil die Bundeszu-

weisungen dann entsprechend geringer sein

werden.

Die Beitragseinnahmen lagen um 1�2 % unter

ihrem Vorjahrswert. Ein Zuwachs war allein

bei den von der Bundesagentur f�r Arbeit

�berwiesenen Beitr�gen zu verzeichnen.

Zwar wurde f�r Bezieher von Arbeitslosen-

geld I und ehemalige Empf�nger von Arbeits-

losenhilfe weniger gezahlt. St�rker wirkten

jedoch die im laufenden Jahr eingef�hrten

Beitr�ge insbesondere f�r ehemalige Sozial-

hilfeempf�nger, die nun Arbeitslosengeld II

beziehen.4) Der Ausgabenanstieg war mit gut
1�2 % im dritten Quartal moderat. Hierzu trug

die relativ schwache Zunahme der Anzahl der

laufenden Renten bei. Entlastend wirkte sich

zudem aus, dass die Renten zur Jahresmitte

nicht angehoben wurden. Dar�ber hinaus

sank der auf die Rentenversicherungstr�ger

entfallende Anteil der Krankenversicherungs-

beitr�ge der Rentner. Seit dem 1. Juli 2005

zahlen die Rentner ebenso wie die Arbeitneh-

mer einen Sonderbeitrag in H�he von 0,9%

zu ihrer gesetzlichen Krankenversicherung.

Der weiterhin parit�tisch finanzierte allge-

meine Beitrag f�llt deshalb geringer aus.

Im Gesamtjahr wird sich das Defizit der ge-

setzlichen Rentenversicherung im Vergleich

zum Vorjahr (11�2 Mrd 3) mehr als verdoppeln.

Neben der negativen Beitragsentwicklung ist

dies insbesondere darauf zur�ckzuf�hren,

4 Die Beitragsbemessungsgrundlage f�r die f�r Bezieher
von Arbeitslosengeld II gezahlten Rentenversicherungs-
beitr�ge betr�gt einheitlich 400 3 pro Monat.
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dass der Verkauf der Anteile an der GAGFAH-

Wohnungsgesellschaft im Herbst vergange-

nen Jahres einmalige Einnahmen von 2 Mrd 3

erbrachte. F�r das kommende Jahr wurde

eine kr�ftige Anhebung des Beitragssatzes

nur durch das Vorziehen des Abf�hrungster-

mins f�r die Sozialbeitr�ge um einen halben

Monat vermieden. Deshalb ist mit einer h�he-

ren R�cklage zum Jahresende 2006 zu rech-

nen, die f�r die Festsetzung des notwendigen

Beitragssatzes die entscheidende Zielgr�ße

darstellt. Ohne die Einmalmaßnahme w�rde

sich ein betr�chtliches Defizit ergeben, das

nicht mehr durch die Aufl�sung von R�ck-

lagen gedeckt werden k�nnte.

Die im Koalitionsvertrag angek�ndigten Maß-

nahmen bringen zun�chst �berwiegend Be-

lastungen f�r die gesetzliche Rentenversiche-

rung. Insbesondere soll der monatliche Bei-

trag f�r Bezieher von Arbeitslosengeld II von

78 3 auf 40 3 fast halbiert werden. Der Bei-

tragssatz d�rfte im Jahr 2007 auch deshalb

deutlich st�rker als bisher erwartet auf

19,9% steigen, weil der Bundeszuschuss ab-

gesenkt werden soll. Dagegen ist vereinbart,

auf mittlere Sicht die durch die Schutzklausel

vermiedenen Rentenk�rzungen, die sich auf

Grund des Nachhaltigkeitsfaktors ergeben

h�tten, in Jahren mit kr�ftigeren Entgelt-

steigerungen nachzuholen. Außerdem ist ge-

plant – vor dem Hintergrund der steigenden

Lebenserwartung – das gesetzliche Renten-

eintrittsalter allm�hlich von 65 auf 67 Jahre

anzuheben. Die damit verbundene zus�tz-

liche D�mpfung des Beitragssatzanstiegs wird

aber zu einem großen Teil dadurch wieder

aufgewogen, dass Versicherten mit 45 Bei-

tragsjahren weiterhin ein abschlagsfreier Ren-

tenzugang mit 65 Jahren erm�glicht werden

soll. Damit wird faktisch das �quivalenzprin-

zip durchbrochen und eine neue versiche-

rungsfremde Leistung eingef�hrt.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die Bundesagentur f�r Arbeit verzeichnete im

dritten Quartal einen leichten �berschuss

nach einem kleinen Defizit im vergangenen

Jahr. Der Anstieg der Einnahmen um fast

3 1�2 % ist allerdings ausschließlich auf die seit

Ende 2004 vom Bund gezahlten Verwal-

tungskostenerstattungen f�r die Betreuung

von Beziehern von Arbeitslosengeld II zur�ck-

zuf�hren. Dagegen schlug sich vor allem die

anhaltend schwache Entwicklung der regul�-

ren sozialversicherungspflichtigen Besch�f-

tigung in einem R�ckgang der Beitragsein-

vierteljährlich
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nahmen um ann�hernd 1% nieder. Die Aus-

gaben sanken um insgesamt gut 1%. Dazu

hat zum einen eine nochmals beschleunigte

Verringerung der Ausgaben f�r das Arbeits-

losengeld I um nunmehr 10% beigetragen.

Ursache hierf�r ist die sinkende Empf�nger-

zahl. In ihr spiegelt sich vor allem die Zu-

nahme der Langzeitarbeitslosigkeit wider.

Zum anderen setzte sich der starke R�ckgang

im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik

fort (– 34 1�2 %). Dem steht freilich der an den

Bund abzuf�hrende Aussteuerungsbetrag

f�r Personen, die vom Arbeitslosengeld I-

zum Arbeitslosengeld II-Bezug wechseln,

gegen�ber.5) Die Verwaltungskosten wuch-

sen durch die zus�tzlichen Anforderungen

auf Grund der j�ngsten Arbeitsmarktreform.

Abz�glich der diesbez�glichen Erstattungen

des Bundes liegen sie aber sp�rbar unter den

Werten des Vorjahres.

Nach einem Defizit von 3 Mrd 3 von Januar

bis September deutet sich f�r das Gesamtjahr

2005 eine klare Unterschreitung des geplan-

ten Bundeszuschusses (4 Mrd 3) an. Der

schwachen Beitragsentwicklung steht ein

noch st�rkerer R�ckgang auf der Ausgaben-

seite insbesondere durch Einsparungen bei

den – hinsichtlich ihrer Wirksamkeit fragw�r-

digen – Maßnahmen der aktiven Arbeits-

marktpolitik gegen�ber. Im kommenden Jahr

werden auch die Einnahmen der Bundes-

agentur f�r Arbeit durch die Vorverlegung

der Abf�hrungstermine f�r die Sozialversiche-

rungsbeitr�ge einmalig positiv beeinflusst.

Daher kann sogar mit einem �berschuss ge-

rechnet werden.

Die Koalitionsparteien haben sich darauf ver-

st�ndigt, die Maßnahmen der aktiven Ar-

beitsmarktpolitik generell auf den Pr�fstand

zu stellen und die Vielfalt unterschiedlicher

Angebote zu reduzieren. Insbesondere ist ge-
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5 Der Aussteuerungsbetrag unterschritt in den ersten
drei Quartalen mit einem Wert von 3,8 Mrd 3 den Plan-
ansatz deutlich (f�r das Gesamtjahr: 6,7 Mrd 3). Dies ist
darauf zur�ckzuf�hren, dass unerwartet wenige Perso-
nen vom Bezug des Arbeitslosengeld I zum Arbeitslosen-
geld II wechselten. Urs�chlich hierf�r d�rfte in zahlrei-
chen F�llen die �berschreitung der Bed�rftigkeitsgrenze
sein.
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plant, die F�rderung der „Ich-AG“ ab Mitte

kommenden Jahres auslaufen zu lassen. Zu

Beginn des Jahres 2007 soll der Beitragssatz

um zwei Prozentpunkte auf 4,5% gesenkt

werden. Ein Prozentpunkt k�nnte im Wesent-

lichen durch die Verwendung des erwarteten

�berschusses aus dem Jahr 2006, die erstma-

ligen deutlichen Einsparungen durch die Ver-

k�rzung der Bezugsdauer von Arbeitslosen-

geld auf zw�lf Monate (bzw. 18 Monate f�r

�ber 55-J�hrige) und die R�ckf�hrung der ak-

tiven Arbeitsmarktpolitik finanziert werden.

Der zweite Prozentpunkt erfordert zus�tzliche

Bundesmittel. Hierf�r soll etwa ein Drittel der

erwarteten Mehreinnahmen auf Grund der

Erh�hung des Mehrwertsteuerregelsatzes auf

19% verwendet werden.

Kranken- und Pflegeversicherung

Die vorliegenden Finanzdaten der gesetz-

lichen Kranken- und der sozialen Pflegever-

sicherung reichen bis zur Jahresmitte. Bei den

Krankenkassen ergab sich danach im ersten

Halbjahr ein �berschuss von gut 1 Mrd 3, der

um fast 11�2 Mrd 3 geringer ausfiel als vor

einem Jahr, obwohl die erste Tranche des im

Zusammenhang mit der Tabaksteuererh�-

hung eingef�hrten Bundeszuschusses um fast

1 Mrd 3 zunahm.6) Die Beitragseinnahmen

verharrten auf ihrem Vorjahrsniveau. Der

schwachen Entwicklung von L�hnen und Ge-

h�ltern stand – bei weitgehend unver�nder-

ten Beitragss�tzen – dabei gegen�ber, dass

f�r Empf�nger von Arbeitslosengeld II nun

h�here Beitr�ge gezahlt wurden. F�r Arbeits-

losenhilfeempf�nger wurden zuvor geringere

und f�r Sozialhilfeempf�nger ohne versiche-

rungspflichtige Einnahmen gar keine Kran-

kenversicherungsbeitr�ge abgef�hrt. Diesen

Mehreinnahmen stehen allerdings auch

Mehrausgaben f�r erwerbsf�hige ehemalige

Sozialhilfeempf�nger gegen�ber, deren Auf-

wendungen im Krankheitsfall zuvor von den

Kommunen getragen wurden. Insgesamt

wuchsen die Einnahmen im ersten Halbjahr

um 1%. Der Anstieg der Gesamtausgaben

um 3% wurde vor allem durch Mehraufwen-

dungen f�r Arzneimittel (+ 20%) getrieben.

Das Auslaufen einer auf ein Jahr befristeten

Rabatterh�hung sowie eines Preismoratori-

ums zum Jahresende 2004 hat die Einsparun-

gen auf Grund der Ausweitung der Fest-

betragsregelung deutlich �berwogen. Insge-

samt l�sst die ergebnisverbessernde Wirkung

der letztj�hrigen Gesundheitsreform bereits

wieder nach. Im Gesamtjahr ist deshalb mit

einem deutlich geringeren �berschuss als

noch 2004 (4 Mrd 3) zu rechnen.

Eine grunds�tzliche Neuregelung des Finan-

zierungssystems in der gesetzlichen Kranken-

versicherung wurde von den Koalitionspar-

teien vertagt. Im kommenden Jahr soll eine

Entlastung dadurch erreicht werden, dass f�r

Generika ein auf zwei Jahre befristeter

Zwangsrabatt von 5% eingef�hrt wird.

Außerdem ist f�r den gleichen Zeitraum ein

generelles Preismoratorium f�r Arzneimittel

angek�ndigt worden. Dagegen soll der erst

2004 eingef�hrte Bundeszuschuss f�r ver-

sicherungsfremde Leistungen der Kranken-

versicherung (4,2 Mrd 3 im Jahr 2006) ab

dem Jahr 2007 wieder abgeschmolzen wer-

6 Der Jahresbetrag des Bundeszuschusses f�r versiche-
rungsfremde Leistungen steigt von 1 Mrd 3 im Jahr 2004
auf 2,5 Mrd 3 im laufenden und schließlich auf 4,2 Mrd 3

im kommenden Jahr.
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den. Dadurch wird der Druck zur Erh�hung

der Beitragss�tze zunehmen.

Die soziale Pflegeversicherung verzeichnete

im ersten Halbjahr eine leichte Defizitverrin-

gerung. Dazu hat in erster Linie der neue

Zusatzbeitrag von Kinderlosen beigetragen.

Hinzu kamen wie bei der Krankenversiche-

rung Mehreinnahmen f�r Bezieher von Ar-

beitslosengeld II, denen hier aber praktisch

noch keine Mehrausgaben gegen�berstehen.

Auf der Ausgabenseite setzte sich der seit

langem zu beobachtende Trend zu Lasten der

Geld- und zu Gunsten der Sachleistungen

weiter fort. Im Gesamtjahr ist zwar mit

einem geringeren Defizit als im Vorjahr

(knapp 1 Mrd 3) zu rechnen. Das Abschmel-

zen der R�cklagen wird dadurch allerdings

nur verlangsamt.

Die große Koalition hat sich darauf verst�n-

digt, die Leistungss�tze der Pflegeversiche-

rung, die seit ihrer Einf�hrung im Jahr 1995

nicht ver�ndert wurden, zu dynamisieren. Da-

mit wird der Prozess der R�cklagenaufl�sung

beschleunigt und eine Anhebung des Bei-

tragssatzes zu einem fr�heren Zeitpunkt

erforderlich. Offen ist derzeit, inwieweit die

privaten Pflegeversicherungen mit identi-

schem Leistungsumfang zu einem Zuschuss

zur sozialen Pflegeversicherung herangezo-

gen werden.

Soziale Pflege-
versicherung
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